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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 2. Oktober 1990 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


A. Zielsetzung 

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde- 
rung und Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen. 

B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere 
durch Gewährleistung des freien Transfers von Kapital und Erträgen, 
Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent- 
eignungsschutz und Entschädigungspflicht sowie Rechtsweggarantie 
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (423) - 651 09 - Ka 67/91 Bonn, den 2. Mai 1991 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 2. Oktober 1990 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen und Slowakischen Föderativen 
Republik über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapital- 
anlagen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von dem Bundesminister für Wirtschaft und dem Bun- 
desminister des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 9. April 1991 als besonders eil- 
bedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auf- 
fassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden 
nachgereicht. 


Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 2. Oktober 1990 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Prag am 2. Oktober 1 990 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen und Slowakischen Föderati- 
ven Republik über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanla- 
gen und dem dazugehörigen Protokoll vom selben Tage sowie dem Noten- 
wechsel vom 10. Januar/13. Februar 1991 wird zugestimmt. Der Vertrag, das 
Protokoll sowie der Notenwechsel vom 10. Januar/13. Februar 1991 werden 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 und das 
Protokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auf 
Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden ganz oder 
zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 1 3 Abs. 2 
und das Protokoll in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es sich 
um einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Dohoda 

mezi Spolkovou republikou Nömecko 
a Öeskou a Slovenskou Federativni Republikou 
o podpofe a vzäjemne ochranö investic 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische und Slowakische Föderative Republik - 

in dem Wunsch, die beiderseitige wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für gegenseitige 
Kapitalanlagen zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß die Förderung und der gegenseitige 
Schutz von Kapitalanlagen geeignet sind, alle Formen der wirt- 
schaftlichen Initiative, insbesondere im Bereich der privaten unter- 
nehmerischen Tätigkeit zu stärken - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 

Art, die in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht 

angelegt werden, insbesondere: 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte und andere Arten von Beteiligungen an 
Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das venwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben und im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehen; 

d) Rechte des geistigen Eigentums wie insbesondere Ur- 
heberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, technische 
Verfahren, Know how und Goodwill; 


Spolkovä republika Nemecko 
a 

Ceskä a Slovenskä Federativni Republika 
vedeny pränim prohloubit vzäjemnou hospodäfskou spolupräci, 


V üsili vytvoht pfiznive podminky pro vzäjemne investice, 


V poznäni, ze podpora a vzäjemnä ochrana investic slou^i 
k posileni väech forem hospodärske iniciativy, zejmena soukromä 
podnikatelskä öinnosti obou stätü. 


dohodly se takto: 

Ölänek 1 

Pro üöely täto Dohody 

1. Pojem „investice“ zahrnuje veäkere majetkove hodnoty, vlo- 

^enä V souladu s vnitrostätnim prävnim rädern, zejmäna: 

a) movity a nemovity majetek, jakoi i ostatni vöcnä präva 
jako jsou hypoteky a zästavni präva; 

b) akcie a jine druhy üöasti na spolecnostech; 

c) pohledävky a näroky na penize, jez byly vynalozeny na 
vytvofeni hospodäfsk^^ch hodnot nebo pohledävky a 
näroky na pinöni, jei mä hospodäfskou hodnotu a souvisi 
s investici; 

d) präva z oblasti duäevniho vlastnictvi, zejmäna autorskä 
präva, patenty, spotfebnf vzory, prümysiove vzory a 
modely, znämky, obchodni jmena, technicke postupy, 
know-how a goodwill; 
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e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Aufsu- 
chungs- und Gewinnungskonzessionen; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage entfallen, wie Gewinnanteile, Dividenden, 
Zinsen, Lizenz- oder andere Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Investor“ eine natürliche Person mit 
ständigem Wohnsitz oder eine juristische Person mit Sitz im 
jeweiligen Geltungsbereich dieses Vertrags, die berechtigt ist, 
Kapitalanlagen zu tätigen. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird In ihrem Gebiet Kapitalanlagen von 
Investoren der anderen Vertragspartei nach Möglichkeit fördern 
und diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung mit ihren Rechts- 
vorschriften zulassen. Sie wird Kapitalanlagen in jedem Fall 
gerecht und billig behandeln. 

(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Vertragspartei in ihrem Gebiet in keiner Weise 
durch willkürliche oder diskriminierende Maßnahmen beeinträch- 
tigen. 

(3) Kapitalanlagen und Erträge daraus und im Fall ihrer Wieder- 
anlage deren Erträge genießen den vollen Schutz dieses Ver- 
trags. 

Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Vertragspartei oder Kapitalanlagen, an denen 
Investoren der anderen Vertragspartei beteiligt sind, in ihrem 
Gebiet nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eigenen 
Investoren oder Kapitalanlagen von Investoren dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Investoren der anderen Ver- 
tragspartei hinsichtlich ihrer Betätigung im Zusammenhang mit 
Kapitalanlagen in ihrem Gebiet nicht weniger günstig als ihre 
eigenen Investoren oder Investoren dritter Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die eine 
Vertragspartei den Investoren dritter Staaten wegen ihrer Mit- 
gliedschaft in oder ihrer Assoziierung mit einer Zoll- oder Wirt- 
schaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer Freihandels- 
zone einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die eine Vertragspartei den Investoren 
dritter Staaten aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens 
oder sonstiger Vereinbarungen über Steuerfragen gewährt. 

Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei genie- 
ßen im Gebiet der anderen Vertragspartei vollen Schutz und volle 
Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei dürfen 
im Gebiet der anderen Vertragspartei nur im öffentlichen Inter- 
esse und gegen Entschädigung enteignet, verstaatlicht oder 
anderen Maßnahmen unterworfen werden, die in ihren Auswir- 
kungen einer Enteignung oder Verstaatlichung gleichkommen. 
Die Entschädigung muß dem Wert der enteigneten Kapitalanlage 
unmittelbar vor dem Zeitpunkt entsprechen, in dem die tatsäch- 
liche oder drohende Enteignung, Verstaatlichung oder vergleich- 
bare Maßnahme öffentlich bekannt wurde. Die Entschädigung 
muß unverzüglich geleistet werden und ist bis zum Zeitpunkt der 
Zahlung mit dem üblichen bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; 
sie muß tatsächlich verwertbar und frei transferierbar sein. Späte- 
stens im Zeitpunkt der Enteignung, Verstaatlichung oder ver- 
gleichbaren Maßnahme muß in geeigneter Weise für die Festset- 
zung und Leistung der Entschädigung Vorsorge getroffen sein. 
Die Rechtmäßigkeit der Enteignung, Verstaatlichung oder ver- 
gleichbaren Maßnahme und die Höhe der Entschädigung müssen 
in einem ordentlichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden kön- 
nen. 


e) vefejnoprävni oprävnöni vöetnö oprävnöni k dobyväni a 
tö2bö pnrodnich zdrojü. 

2. Pojem „vynosy“ oznaöuje jakäkoli obnosy, ktere pochäzeji 
z investice, jako jsou podily na zisku, dividendy, üroky, 
licenöni nebo jine poplatky. 

3. Pojem „Investor“ znamenä fyzicke osoby se stälym bydiistem 
nebo prävnickä osoby se sidlem v okruhu pusobnosti teto 
Dohody, \ei jsou oprävnöny jednat jako investofi. 


Ölänek 2 

1. Kazdä smiuvni strana bude na sväm üzemi podle svych 
moznosti podporovat investice investorü druhe smiuvni strany a 
povolovat tyto investice v souladu se svymi prävnimi pfedpisy. 
V kaidäm pfipadö bude poskytovat tämto investicim spravedllve 
a rovne zachäzeni. 

2. Zädnä ze smiuvnich stran nebude na svem üzemi jakkoli 
poäkozovat svevoinymi nebo diskriminaönimi opatfenimi sprävu, 
fizeni, pouziväni nebo vyuziti investic investorü druhe smiuvni 
strany. 

3. Investice a jejich vynosy jako2 i reinvestice a vynosy z nich, 
po2ivaji pinä ochrany tätö Dohody. 


Ölänek 3 

1. 2ädnä smiuvni strana nebude naklädat s investicemi inve- 
storü druhö smiuvni strany nebo investicemi, na nich2 se investofi 
druhä smiuvni strany podileji, na sväm üzemi mänö pfiznivö ne± 
s investicemi vlastnich investorü nebo s investicemi investorü 
tfetich stätü. 

2. Zädnä smiuvni strana nebude naklädat s investory druhä 
smiuvni strany, pokud jde o jejich öinnosti vztahujici se k investi- 
cim na jejim üzemi. mänö pfiznivö nei s vlastnimi investory nebo 
investory tfetich stätü. 

3. Toto jednäni se nevztahuje na vyhradni präva, kterä jedna 
smiuvni strana poskytuje investorüm tfetich stätü s ohledem na 
jejich Ötenstvi nebo pfidru^eni k ceini nebo hospodäfskä unii, 
spoleönämu trhu nebo päsmu votnäho obchodu. 

4. Jednäni vyplyvajici z tohoto ölänku se nevztahuje na vyhody, 
\e± jedna smiuvni strana poskytuje investorüm tfetich stätü na 
zäkladö dohody o zamezeni dvojiho zdanöni nebo jinych dohod 
tykajicich se dahovych otäzek. 

Ölänek 4 

1. Investice investorü jedne smiuvni strany po2ivaji na üzemi 
druhä smiuvni strany pinä ochrany a bezpeönosti. 

2. Investice investorü jednä smiuvni strany nesmöji byt na 
üzemi druhä smiuvni strany vyviastnäny, znärodnäny nebo podfi- 
zeny jakämukoliv jinämu opatfeni, jeho2 vystedek je stejn^ jako 
vyviastnöni nebo znärodnäni, s vyjimkou pfipadü provedenych ve 
vefejnäm zäjmu a zaruöujici odäkodnäni. Odäkodnäni musi odpo- 
vidat hodnotä vyviastnänä investice bezprostfednä pfed dobou, 
kdy skuteönä nebo hrozici vyviastnäni, znärodnäni nebo jinä 
podobnä opatfeni bylo vefejnä vyhlääeno. Odäkodnäni musi byt 
vyplaceno bezodkladnä a musi zahmovat obvykly bankovni ürok 
ai do doby splatnosti; musi b^ skuteönä zhodnotiteinä a voinä 
pfevoditelnä. Opatfeni ke stanoveni a vyplatä odäkodnäni musi 
byt provedeno vhodnjm zpüsobem nejpozdäji v dobä vyviastnäni, 
znärodnäni nebo podobnäho opatfeni. Platnost vyviastnäni, znä- 
rodnäni nebo podobnäho opatfeni a vyäe odäkodnäni musi byt 
pfezkoumateinä v fädnäm soudnim fizeni. 
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(3) Investoren einer Vertragspartei, die durch bewaffnete Aus- 
einandersetzungen, Staatsnotstand oder Aufruhr im Gebiet der 
anderen Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen erleiden, wer- 
den von dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rückerstattungen, 
Abfindungen, Entschädigungen oder sonstigen Gegenleistungen 
nicht weniger günstig behandelt als ihre eigenen Investoren, 
Solche Zahlungen müssen frei transferierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegen- 
heiten genießen die Investoren einer Vertragspartei im Gebiet der 
anderen Vertragspartei Meistbegünstigung. 

Artikel 5 

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet den Investoren der ande- 
ren Vertragspartei den freien Transfer der im Zusammenhang mit 
einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe c; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 

(2) Der Transfer erfolgt unverzüglich zu dem am Tage des 
Transfers gültigen Wechselkurs. 

Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Investoren Zahlungen auf- 
grund einer Gewährleistung für eine Kapitalanlage im Gebiet der 
anderen Vertragspartei, so erkennt diese andere Vertragspartei, 
unbeschadet der Rechte der erstgenannten Vertragspartei aus 
Artikel 9, die Übertragung aller Rechte oder Ansprüche dieser 
Investoren kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts auf die 
erstgenannte Vertragspartei an. Die andere Vertragspartei 
erkennt auch den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in 
diese Rechte und Ansprüche des Rechtsvorgängers nach Grund 
und Höhe an. Für den Transfer von Zahlungen aufgrund der 
übertragenen Ansprüche gilt Artikel 5 entsprechend. 

Artikel 7 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Investoren der anderen 
Vertragspartei eine günstigere Behandlung als nach diesem Ver- 
trag zu gewähren Ist, so geht diese Regelung dem vorliegenden 
Vertrag insoweit vor, als sie günstiger Ist. 

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung eln- 
halten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Investoren der 
anderen Vertragspartei In ihrem Gebiet übernommen hat. 

Artikel 8 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die von Investoren 
der einen Vertragspartei in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften der anderen Vertragspartei in deren Gebiet seit dem 
1. Januar 1950 vorgenommen worden sind. 

Artikel 9 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die beiden Vertragsparteien im Verhand- 
lungsweg beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 


3. S Investory smiuvni strany, jejichi investice utrpi na üzemi 
druhä smiuvni strany zträty v düsledku ozbrojenych konfliktü, 
vyjimeöneho stavu nebo povstäni, nebude zachäzeno ve vöcl 
restituce, vyrovnäni, nährady äkody nebo jineho narovnäni mäne 
pnznivö ne^ s vlastnimi investory. Takovä platby musi byt voinä 
pfevoditelne. 

4. Investofi jedne smiuvni strany budou na üzemi druhä smiuvni 
strany pozivat v pfipadech zminenych timto ölänkem dolozky 
nejvyääich vyhod. 

Ölänek 5 

1 . Kalöä smiuvni strana zajisti investorüm druhe smiuvni strany 
volny pfevod plateb souvisejicich s investicemi, zejmena 

a) kapitälu a dodateönych öästek potfebnych k udrzoväni nebo 
rozäifoväni investice; 

b) v^nosö; 

c) splätek püjöek ve smysiu clänku 1, odstavce 1, pism. c); 

d) vytä^ku v phpadö üpinä nebo öästecne likvidace nebo prodeje 
Investice; 

e) odäkodnöni podle ölänku 4. 

2. Pfevod se uskuteöhuje bezodkladnä kursem platnym v den 
pfevodu. 

Ölänek 6 

Poskytne-Ii smiuvni strana svym investorüm platby na zäkladö 
zäruky za investice na üzemi druhä smiuvni strany, uznä tato 
druhä smiuvni strana bez üjmy präv vypljvajicich pro prvni 
smiuvni stranu z ölänku 9 pfevod väech präv nebo närokü tächto 
investorü v souladu se zäkonem nebo na zäkladö prävniho ujed- 
näni na prvni smiuvni stranu. Druhä smiuvni strana uznä rovnäz 
vstup prvni smiuvni strany do väech töchto präv nebo närokü 
prävniho pfedchüdce co do jejich zäkladu a vyäe. Pro pfevod 
plateb z pfenesenych närokü plati ölänek 5. 


Clänek 7 

1. Vyplyne-Ii z prävnich pfedpisü jednä smiuvni strany nebo 
z mezinärodnäprävnich zävazkü, ktere plati mimo tuto smiouvu 
mezi smiuvnimi stranami nebo budou platit v budoucnu, obecnä 
nebo zviäätni üprava, kterä poskytuje investicim Investorü druhe 
smiuvni strany pfizniväjsi zachäzeni nei tato Dohoda, pak tato 
üprava mä pfednost pfed touto Dohodou tou märou, jakou je 
pfizniväjäi. 

2. Kazdä smiuvni strana dodrzi kazdy jiny zävazek, ktery pfe- 
vzala na sväm üzemi s ohledem na Investice investorü druhe 
smiuvni strany. 

Ölänek 8 

Tato Dohoda plati tez pro investice uskuteönene investory 
jednä smiuvni strany na üzemi druhe smiuvni strany, v souladu 
s prävnimi pfedpisy druhä smiuvni strany, po 1. lednu 1950. 


Ölänek 9 

1 . Spory mezi smiuvnimi stranami o v^klad nebo pou^iti täto 
Dohody maji byt pokud mo^no urovnäny jednänim obou smluv- 
nich stran. 

2. Nelze-Ii timto zpüsobem spor odstranit, pak se na zädost 
jednä z obou smiuvnich stran musi väc pfedlozit rozhodcimu 
soudu. 
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(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den beiden Vertragsparteien zu bestellen Ist. Die Mitglie- 
der sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann Innerhalb von 
drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Vertragspartei der 
anderen schriftlich mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschie- 
denheiten einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt die 
Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren 
vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein 
Verfahren selbst. 

Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Investor der 
anderen Vertragspartei sollen, soweit möglich, zwischen den 
Streitparteien gütlich beigelegt werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Investors der anderen Vertragspartei einem 
Schiedsverfahren unterworfen. Sofern die Streitparteien keine 
abweichende Vereinbarung treffen, sind die Bestimmungen des 
Artikels 9 Absätze 3 bis 5 sinngemäß mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß die Bestellung der Mitglieder des Schiedsgerichts 
nach Artikel 9 Absatz 3 durch die Streitparteien erfolgt, und daß, 
soweit die In Artikel 9 Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten werden, jede Streitpartei mangels anderer Vereinbarungen 
den Vorsitzenden des Schiedsgerichtsinstituts der Handels- 
kammer Stockholm bitten kann, die erforderlichen Ernennungen 
vorzunehmen. Der Schiedsspruch wird anerkannt und vollstreckt 
nach Maßgabe des Übereinkommens vom 10. Juni 1958 über die 
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche. 

(3) Die an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds- 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der Investor der 
anderen Vertragspartei eine Entschädigung für einen Teil des 
Schadens oder für den Gesamtschaden aus einer Versicherung 
erhalten hat. 

Artikel 11 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den Ver- 
tragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 12 

Entsprechend dem Viermächte- Abkommen vom 3. September 
1971 wird dieser Vertrag in Übereinstimmung mit den fest- 
gelegten Verfahren auf Berlin (West) ausgedehnt. 

Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt 30 Tage nach Austausch der Ratifika- 
tionsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zeit, sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien den Vertrag mit 
einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. Nach 
Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer Frist 
von zwölf Monaten gekündigt werden. 


3. Rozhodöi soud se zfizuje pnpad od pnpadu tak, ie kazdä 
smiuvni strana uröi jednoho ölena a tito dva ölenove se dohodnou 
na pfedsedovi, pnsluäniku tfetiho stätu, ktery musi potvrzen 
obäma smiuvnimi stranami. Ölenovö musi bft jmenoväni bähem 
dvou mäsicü, pfedseda bähem tn mäsfcü ode dne, kdy jedna 
smiuvni strana sdäiila pisemnä druhö smiuvni stranä, ze hodiä 
pfedloiit Spor rozhodöimu soudu. 

4. Pokud nebudou dodr^eny Ihöty uvedenä v odstavci 3, mü2e 
pfi nedostatku jinä dohody po2ädat kazdä smiuvni strana pfed- 
sedu Mezinärodniho soudniho dvora, aby provedl potfebnä jme- 
noväni. 

5. Rozhodöi soud rozhoduje vötäinou hlasü. Jeho rozhodnuti 
jsou zävaznä, Kaidä smiuvni strana hradi vylohy ji jmenovanöho 
ölena a sveho zastoupeni v fizeni pfed rozhodöim soudem; vylohy 
pfedsedy a ostatni vylohy budou hrazeny obäma smiuvnimi stra- 
nami stejnym dilem. Rozhodöi soud müze urölt jinou üpravu vyloh. 
V ostatnim upravuje rozhodöi soud svä fizeni säm. 


älänek 10 

1. Spory tykajici se Investic mezi jednou smiuvni stranou a 
investorem druhä smiuvni strany maji b^t pokud mo^no mezi 
stranami ve sporu vyfeäeny pfätelsky. 

2. Nemöie-Ii b^t spor vyfeäen ve Ihütä 6 mäsicü ode dne jeho 
oznämeni jednou stranou ve sporu, bude pfedlozen na zädost 
investora druhä smiuvni strany rozhodöimu soudu. Pokud se 
strany ve sporu nedohodnou jinak, pou^ivaji se ustanoveni ölänku 
9 odstavce 3 ai 5 pfimäfenä s tim, ie jmenoväni ölenü rozhodöiho 
soudu se uskuteöni podle ölänku 9 odstavce 3 a v pfipadä, ze 
nebudou dodrieny Ihüty uvedenä v ölänku 9 odstavci 3, kazdä 
strana ve sporu müie poiädat pfedsedu rozhodöiho soudu 
Obchodni komory ve Stockholmu, aby provedl potfebnä jmeno- 
väni. To plati za pfedpokladu, ±e mezi stranami ve sporu neplati 
jinä ujednäni. Rozhodöi vyrok bude uznän a vykonän podle 
Ümluvy o uznäväni a vykonu dzich rozhodöich nälezü (New York, 
10. öervna 1958). 


3. Strana ve sporu nebude v prübähu rozhodöiho fizeni nebo pfi 
vykonu rozhodöiho vyroku namitat, ie Investor druhä smiuvni 
strany obdriel nähradu öästi nebo celä äkody z titulu pojistäni. 


Clänek 11 

Tato Dohoda plati bez ohledu na to, zda jsou mezi smiuvnimi 
stranami naväzäny diplomaticke a konzulärni styky. 

Clänek 12 

Podle Ctyfstranne dohody ze 3. zäfi 1971 bude tato Dohoda 
V souladu se stanovenymi postupy rozäifena na Berlin (ZäpadnQ. 

Ölänek 13 

1. Tato Dohoda podlehä ratifikaci; ratifikaöni listiny budou 
vymänäny co nejdfive v Bonnu. 

2. Tato Dohoda vstoupi v platnost za tficet dnü po vymänä 
ratifikaönich listin. Bude platit po dobu deseti let; potä bude jeji 
platnost prodlouiena na neuröito, pokud nebude pisemnä vypo- 
väzena jednou ze smiuvnich stran ve Ihütä 12 mäsicü pfed 
koncem platnosti. Po uplynuti deseti let müie byt tato Dohoda 
kdykoli vypoväzena ve Ihütä dvanäcti mäsicü. 
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(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft- 
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
Artikel 1 bis 12 noch für weitere fünfzehn Jahre vom Tag des 
Außerkrafttretens des Vertrags an. 


3. Pro investice uskuteönönö pfed ukonöenim platnosti t6to 
Dohody plati ustanoveni ölänkö 1-12 dalSich patnäct let ode dne 
skonöeni jeji platnosti. 


Geschehen zu Prag am 2. Oktober 1990 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


Däno V Praze dne 2. njna 1990 ve dvou pövodnich vyhoto- 
venich, kai66 v nömecköm a öeskem jazyce, pfiöemz obö znöni 
maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nömecko 
Hermann Huber 

Für die Tschechische und Slowakische Föderative Republik 
Za Öeskou a Slovenskou Federativni Republiku 
Väciav Klaus 
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Protokoll Protokol 


Bel der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Tschechischen und Slowakischen 
Föderativen Republik über die Förderung und den gegenseitigen 
Schutz von Kapitalanlagen haben die Unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten außerdem folgende Bestimmungen vereinbart, die 
Bestandteile des Vertrags sind: 

(1) Zu Artikel 1 

Die in Absatz 1 Buchstabe c genannten Ansprüche auf Geld 
umfassen Ansprüche aus Darlehen, die im Zusammenhang 
mit einer Beteiligung stehen und nach Zweck und Umfang 
den Charakter einer Beteiligung haben (beteiligungsähnliche 
Darlehen). Hierunter fallen nicht Kredite von dritter Seite, 
z. B. Bankkredite zu kommerziellen Bedingungen. 

(2) Zu Artikel 2 

Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völ- 
kerrecht der jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von 
souveränen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen 
Gebieten erlaubt. 

(3) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 ist insbesondere 
die Verwaltung, die Venwendung und die Nutzung einer 
Kapitalanlage anzusehen. Ais eine „weniger günstige“ 
Behandlung im Sinne des Artikels 3 sind insbesondere 
anzusehen: Einschränkungen beim Bezug von Roh- und 
Hilfsstoffen, Energie und Brennstoffen sowie Produk- 
tions- und Betriebsmitteln aller Art, Behinderungen beim 
Absatz der Erzeugnisse, bei dem Zugang zu Krediten 
und In- und ausländischen Zahlungsmitteln sowie 
Beschränkungen bei der Beschäftigung von Persona! 
und sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. 
Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu 
treffen sind, gelten nicht als „weniger günstige“ Behand- 
lung im Sinne des Artikels 3. 

b) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten eine Ver- 
tragspartei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiun- 
gen und Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergeset- 
zen nur den In Ihrem Gebiet ansässigen Investoren 
gewährt werden, auf im Gebiet der anderen Vertragspar- 
tei ansässige Investoren auszudehnen. 

c) Die Vertragsparteien werden im Rahmen Ihrer innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und 
den Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, 
die im unmittelbaren Zusammenhang mit einer Kapitalan- 
lage in das Gebiet der anderen Vertragspartei einreisen 
wollen, wohlwollend prüfen; das gleiche gilt für Arbeitneh- 
mer der einen Vertragspartei, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Gebiet 
der anderen Vertragspartei einreisen und sich dort auf- 
halten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer aus- 
zuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 

(4) Zu Artikel 4 

Der Investor hat auch Anspruch auf Entschädigung, wenn 
durch Maßnahmen im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 in das 
Unternehmen, an dem er beteiligt ist, eingegriffen und 
dadurch seine Kapitalanlage beeinträchtigt wird. 

(5) Zu Artikel 5 

a) Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 4 
Absatz 2 und des Artikels 5 Absatz 2 gilt ein Transfer, der 
Innerhalb einer Frist erfolgt, die normalenveise zur 


Pfl podpisu Dohody mezi Spolkovou republikou Nömecko a 
Öeskou a Slovenskou Federativni Republikou o podpofe a vzä- 
jemnö ochranö investic se podepsani zplnomocnönci dohodli na 
tomto ujednäni, kterä je nedilnou souöästi Dohody. 


(1) K eiänku 1 

Pohledävky a näroky na penize uvedenä v odstavd 1 pis- 
mena c) zahmuji pohledävky a näroky z püjöek, kterä souvi- 
seji s üöasti a podle vyznamu a rozsahu maji Charakter üöasti 
(püjöky, kterä jsou podobnä üöasti). Nespadaji sem üväry 
tFeti strany, napr. bankovni üväry podle obchodnich podmi- 
nek. 

(2) K ölänku 2 

Dohoda plati tä2 na üzemi vyiuönä hospodärske zöny a 
kontinentälniho äelfu, pokud mezinärodni prävo kteräkoli 
smiuvni strany dovoluje v tächto oblastech v^kon suverän- 
nich präv nebo vysostnych oprävnäni. 

(3) K ölänku 3 

a) Za „öinnost“ ve smysiu ölänku 3 je nutno povazovat 
zejmäna sprävu, pouziti a vyuiiti investice. Za „mänä 
pFiznivä“ zachäzeni ve smysiu ölänku 3 je nutno povaio- 
vat zejmäna: omezenf odbäru surovin a pomocnäho 
materiälu, energie a paliv, jakoi i vyrobnich a provoznich 
prostredkü väeho druhu, ztäioväni odbytu vyrobkü a 
pristupu k üväröm, k tuzemskym a zahraniönim plateb- 
nim prostfedküm, jako2 i omezenf pFi zamästnävänf per- 
sonälu a jinä opatFenf s podobnym üöinkem. OpatFenf, 
kterä je nutno uöinit z düvodü veFejnä bezpeönosti a 
poFädku, närodnfho zdravf nebo mravnosti, neplatf za 
„mänä pFfznivä“ zachäzenf ve smysiu ölänku 3. 


b) Ustanovenf ölänku 3 nezavazujf smiuvnf stranu poskyt- 
nout Investorüm na üzemf druhä smiuvnf strany daöovä 
vyhody, vyjimky a ülevy, \ei jsou podle daöovych pred- 
pisö zaruöeny jen investorüm se sfdiem na üzemf täto 
smiuvnf strany. 

c) Smiuvnf strany budou v rämd sväho vnitrostätnfho präv- 
nfho Fädu benevolentnä posuzovat zädosti o vstup a 
pobyt osob druhä smiuvnf strany, \ei si pFejf v bezpro- 
stFednf souvislosti s investicf vstoupit na üzemf druhä 
smiuvnf strany; totäi platf pro zamästnance jednä 
smiuvnf strany, kteFf si v bezprostFednf souvislosti s inve- 
sticf prejf vstoupit na üzemf druhä smiuvnf strany a 
zdriovat se zde za üöelem vykonu zamästnänf. Takä 
iädosti o udäienf pracovnfho povolenf budou posuzo- 
väny benevolentnä. 


(4) K ölänku 4 

Investor mä rovnäz närok na nähradu, dojde-ll opatFenfm 
uvedenym v ölänku 4 odstavd 2 k zäsahu do podniku, na 
näm2 se podflf, a tfm byla jeho investice poäkozena. 

(5) K ölänku 5 

a) PFevod „bezodkladnä“ ve smysiu ölänku 4 odstavd 2 a 
ölänku 5 odstavd 2 je pFevod uöinäny v dobä obvykle 
poiadovanä pro pFihlädnutf k moznostem spojen^m 
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Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die 
Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden 
Antrags und darf unter keinen Umständen zwei Monate 
überschreiten. 

b) Der gültige Wechselkurs im Sinne des Artikels 5 Absatz 2 
soll dem Kreuzkurs (cross rate) entsprechen, der sich aus 
denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der lnter< 
nationale Währungsfonds im Zeitpunkt der Zahlung 
Umrechnungen der betreffenden Währungen in Sonder- 
ziehungsrechte zugrunde legen würde. 

(6) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertrags- 
partei die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei 
weder ausschalten noch behindern und, soweit erforderlich, 
Genehmigungen zur Durchführung der Transporte erteilen. 


Geschehen zu Prag am 2. Oktober 1990 In zwei Urschriften, 
jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


s pfevodem. Tato doba zaöinä dnem, kdy byla pfedlo- 
zena pfisluänä i^ädost a v iädnem pripadö nesmi pfekro- 
öit dobu 2 mesicü. 

b) Platny kurs ve smysiu ölänku 5 odstavci 2 mä odpovidat 
kfiitovämu kursu (cross rate) vyplyvajicimu z kursü, ktere 
by vzal Mezinärodni mönovy fond v okamiiku platby za 
zäklad pro pfepoöty pfislusnych mön na zviäätni präva 
öerpänf. 

(6) Pfi pfepravö zbo^i a osob uskuteööovane v souvislosti 
s investici nebude jedna smiuvni strana bränit ani pfekäiet 
pfepravnimu podniku druhö smiuvni strany, aby obdrzel 
povoleni k uskuteöneni pfepravy, pokud je povoleni tfeba. 


Däno V Praze dne 2. rijna 1 990 ve dvou püvodnich vyhotove- 
nych, kaldö v nömecköm a öeskem jazyce, pfiöem^ obä znöni 
maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nömecko 
Hermann Huber 

Für die Tschechische und Slowakische Föderative Republik 
Za Öeskou a Slovenskou Federativni Republiku 
Väciav Klaus 
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Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
Wi 410.20/13 - PR/ch 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland begrüßt das FöderaJe Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik 
und bittet um Unterrichtung des Föderalen Ministeriums für Finanzen über folgenden 
Sachverhalt: 

Im Rahmen der Vorbereitung des Ratifizierungsverfahrens hat sich herausgestellt, daß in 
der Protokollnotiz zu Artikel 5, Buchstabe a), des Vertrages infolge eines Versehens statt 
des Wortes „Transferförmlichkeiten“ das Wort „Transfermöglichkeiten“ benutzt wurde, 
obwohl sich aus dem Zusammenhang ergibt, daß das Wort „Transferförmlichkeiten“ 
gemeint ist. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland schlägt deswegen vor, daß die Protokoll- 
notiz zu Artikel 5 Buchstabe a folgenden zutreffenden Wortlaut erhält: 

ln der deutschen Sprachfassung: 

„Als ,unverzüglich‘ durchgeführt im Sinne des Artikels 4 Absatz 2 und des Artikels 5 Ab- 
satz 2 gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerweise zur Beachtung 
der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die Frist beginnt mit der Einreichung eines ent- 
sprechenden Antrags und darf unter keinen Umständen zwei Monate überschreiten“. 

ln der tschechischen Sprachfassung: 

„Pfevod ,bezodkladne' ve smysiu Ölänku 4 ödst. 2 a Ölänku 5 ödst. 2 je pFevod uöineny v 
dobä obvykle poiadovanö pro jirihlädnuti k formalitäm spojenym s pfevodem. Tato doba 
zaöina dnem , kdy byla pfedloiena pfisluäna iädost a v iädnem phpadö nesmi pfekroölt 
dobu 2 mösicü.“ 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland wäre der Regierung der Tschechischen 
und Slowakischen Föderativen Republik dankbar, wenn sie dieser Berichtigung zustimmen 
und dies unter Wiederholung des berichtigten Wortlautes der Protokollnotiz zu Artikel 5, 
Buchstabe a), möglichst bald bestätigen könnte. Die Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland wäre darüber hinaus dankbar, wenn In der Antwortnote der folgende Text 
enthalten wäre: 

„Mit der Verbalnote Nr. 67/91 der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland vom 
10. 1. 1991 und dieser Antwortnote ist der Vertrag vom 2. Oktober 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Repu- 
blik über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Wirkung vom 
Tage der Unterzeichnung, dem 2. Oktober 1990, berichtigt.“ 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt diesen Anlaß, das Föderale 
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der Tschechischen und Slowakischen Födera- 
tiven Republik erneut ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu versichern. 

Prag, den 10. Januar 1991 

LS. 


An das 

Föderale Ministerium 

für Auswärtige Angelegenheiten 

der Tschechischen und Slowakischen 

Föderativen Republik 

Prag 
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Föderales Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
Az.: 77.380/91 


Verbalnote 

Das Föderale Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der Tschechischen und 
Slowakischen Föderativen Republik beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland als Antwort auf die Verbalnote Nr. 57/91 nach Übereinkunft mit den zuständi- 
gen staatlichen Organen der ÖSFR mitzuteilen, daß die tschechoslowakische Seite mit der 
Berichtigung der Fassung des Protokolls zu dem am 2. Oktober 1990 in Prag Unterzeichne- 
ten Vertrag zwischen der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen einverstanden ist. In Punkt 5 zu Artikel 5 des Vertrags wird unter Buch- 
stabe a anstelle des Worts „Transfermöglichkeiten“ („moinostem“) das Wort „Transfer- 
förmlichkeiten“ („formalitäm“) verwendet, ln der tschechischen Fassung ist es dann dar- 
über hinaus noch angebracht, die Präposition „pro“ („für“) durch „s“ („mit“) zu ersetzten, 
d. h. daß die Bestimmung in folgender Textfassung der Föderalversammlung zur Verab- 
schiedung vorgelegt wird: 

„(5) Zu Artikel 5 

a) Als «unverzüglich* durchgeführt im Sinne des Artikels 4 Absatz 2 und des Artikels 5 
Absatz 2 gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerweise zur 
Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die Frist beginnt mit der Ein- 
reichung eines entsprechenden Antrags und darf unter keinen Umständen zwei Monate 
überschreiten.“ 

Das Föderative Ministerium der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik 
benutzt diesen Anlaß, die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland erneut ihrer aus- 
gezeichneten Hochachtung zu versichern. 

Prag, den 13. Februar 1991 

L S. 


An die 
Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
Prag 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Der deutsch-tschechoslowakische Investitionsförderungs- 
und -schutzvertrag dient dem Ziel, die beiderseitige wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zu verstärken, indem er gün- 
stige Bedingungen für Kapitalanlagen schafft. Die Förde- 
rung und der Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen sind 
nach Auffassung beider Seiten zudem geeignet, die Wirt- 
schaftsreform in der CSFR zu unterstützen. Durch ent- 
sprechende Investitionsgesetze hat die CSFR die Grund- 
lage für ausländische Kapitalanlagen geschaffen. Der völ- 
kerrechtliche Vertrag gewährt den Kapitalanlagen darüber 
hinausgehend einen umfassenden und dauerhaften 
Rechtsschutz. Dadurch können deutsche Investitionen In 
der CSFR zusätzlich stimuliert werden. 

Der Vertrag ist ferner eine wichtige Voraussetzung für die 
Übernahme von Bundesgarantien gegen politische Risi- 
ken. Nach den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes 
kann der Bund derartige Garantien grundsätzlich nur dann 
übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land ein Investi- 
tionsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Der deutsch-tschechoslowakische Investitionsförderungs- 
und -schutzvertrag entspricht im wesentlichen dem deut- 
schen Mustervertrag, der auch Grundlage der entspre- 
chenden Verträge mit anderen osteuropäischen Staaten 
(Bulgarien, Rumänien, Ungarn, Sowjetunion, Polen) war. 

II. Zu den Vertragsbestimmungen 

Der Vertrag besteht aus 13 Artikeln und einem Protokoll. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlage“, „Erträge“ und „Investor“. Einbezogen werden 
alle Arten von Vermögenswerten, die gemäß der inner- 
staatlichen Gesetzgebung von Investoren aus dem ande- 
ren Vertragsstaat angelegt werden, sowie die Erträge hier- 
aus. Investoren sind natürliche Personen mit ständigem 
Wohnsitz bzw. juristische Personen mit Sitz im jeweiligen 
Geltungsbereich des Vertrags. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungsklausel 
und das Prinzip einer gerechten und billigen Behandlung. 
Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Seite nicht zu diskriminieren. 

Erträge genießen den gleichen Schutz wie die Kapital- 
anlage. 

Zu Artikel 3 

Hier ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und der 
Meistbegünstigung niedergelegt. In der Protokollnummer 
3 a werden einige Beispiele einer nach dem Vertrag unzu- 
lässigen Schlechterbehandlung aufgeführt. Protokollnum- 
mer 3 b stellt klar, daß die Gewährung bestimmter steuerli- 
cher Vergünstigungen an Gebietsansässige nicht im 
Widerspruch zum Gebot der Inländerbehandlung steht. 
Protokollnummer 3 c enthält eine Wohlwollensklausel hin- 
sichtlich Einreise, Aufenthalt und Arbeitserlaubnis Im 
unmittelbaren Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 


Zu Artikel 4 

Die Bestimmung behandelt den Enteignungsschutz sowie 
die Entschädigungspflicht und den ordentlichen Rechts- 
weg bei Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder 
Verstaatlichung Ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen 
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Der Investor 
hat Anspruch auf unverzügliche Zahlung der Entschädi- 
gung und bei Zahlungsverzug Anspruch auf bankübliche 
Verzinsung. Die Entschädigungspflicht erstreckt sich nicht 
nur auf unmittelbare Eingriffe in die Kapitalanlage als 
solche, sondern gemäß Protokollnummer 4 auch auf staat- 
liche Eingriffe in das Unternehmen, an dem der Investor 
beteiligt ist. wenn dadurch seine Kapitalanlage beeinträch- 
tigt wird. Bei Verlusten an Kapitalanlagen infolge Krieg, 
Staatsnotstand oder sonstiger Ausnahmesituationen wird 
Inländerbehandlung und Meistbegünstigung im Falle einer 
Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien 
Transfers von Kapital und Erträgen. 

Der Transfer ist unverzüglich zu dem jeweils gültigen 
Wechselkurs durchzuführen. Nach Protokollnummer 5 darf 
dabei eine Frist von zwei Monaten nicht überschritten 
werden. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland im 
Falle einer Entschädigungszahlung an den deutschen 
Investor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und Ansprü- 
che des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerrecht- 
lichen Verpflichtung, gehen vor (sog. Besserstell ungs- 
klausel). Zugleich sichern die Vertragsparteien zu, daß sie 
dem Investor gegenüber übernommene Verpflichtungen 
einhalten werden. 

Zu Artikel 8 

Der Vertrag gilt auch für Altinvestitionen, die nach dem 
1. Januar 1950 in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften der betreffenden Vertragspartei vorgenommen 
worden sind. 

Zu Artikel 9 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar- 
teien über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichtsbar- 
keit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem In- 
vestor und dem jeweiligen Gaststaat vor. 
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Zu Artikel 11 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklause!, falls 
keine diplomatischen Beziehungen bestehen sollten. 

Zu Artikel 12 

Artikel 12 enthält die früher übliche Berlinklausel, die seit 
dem 3. Oktober 1 990 ohne Bedeutung ist. 

Zu Artikel 13 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für zehn 
Jahre und wird sodann - mit zwölfmonatiger Kündigungs- 
frist " auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle einer 
Kündigung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des Ver- 
trags vorgenommenen Kapitalanlagen noch weitere fünf- 
zehn Jahre lang geschützt. 


Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. So stellt Protokollnummer 1 zu Artikel 1 klar, daß die 
in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c genannten „Ansprüche 
auf Geld“ auf Ansprüche aus beteiligungsähnlichen Dar- 
lehen beschränkt sind, die nach Zweck und Umfang den 
Charakter einer Beteiligung haben. Neben weiteren Er- 
läuterungen enthält das Protokoll in Nummer 6 ein Diskri- 
minierungsverbot bei Beförderungen von Gütern und Per- 
sonen im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 


Zum Notenwechsel 

Mit dem Notenwechsel vom 10. Januar/13. Februar 1991 
wird ein redaktioneller Fehler berichtigt, der zu einer sinn- 
entstellenden Auslegung der Vorschrift führen könnte. 
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